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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

R

zu Punkt ... der 805. Sitzung des Bundesrates am 5. November 2004

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat,

in dem beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Verfahren

über den Antrag festzustellen,
dass die Antragsgegnerin die verfassungsrechtlichen Rechte der Antragstellerin ver-
letzt, indem sie mit Schreiben vom 4. und 13. Februar 2004 gegen auf anderwei-
tigem Rechtsgrund beruhende Ansprüche der Antragstellerin die Aufrechnung er-
klärt und sich dadurch eines auf Artikel 104a Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 2 GG gestütz-
ten Haftungsanspruchs wegen nicht ordnungsmäßiger Verausgabung von Finanz-
hilfen der Europäischen Gemeinschaft berühmt

Antragstellerin: Land Mecklenburg-Vorpommern,
vertreten durch die Landesregierung,
diese vertreten durch das
Justizministerium

Antragsgegnerin: Bundesregierung, vertreten durch
den Bundeskanzler
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von einer Äußerung und einem Beitritt abzusehen, da in diesem Verfahren keine
Umstände ersichtlich sind, die eine Stellungnahme des Bundesrates geboten
erscheinen lassen.


